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ZUSAMMENFASSUNG 

Am 3. Oktober 2024 hat der Landtag den Bericht und Antrag Nr. 95/2024 betref-
fend den Erlass eines Gesetzes zur Durchführung der Verordnung (EU) 2022/2554 
über die digitale operationale Resilienz im Finanzsektor (EWR-DORA-Durchfüh-
rungsgesetz, EWR-DORA-DG) sowie die Abänderung weiterer Gesetze in erster Le-
sung beraten. Das Eintreten auf die Vorlage war unbestritten und wurde beschlos-
sen. 

Die vorliegende Stellungnahme beantwortet die anlässlich der ersten Lesung auf-
geworfenen Fragen. Weiters erfolgt eine Anpassung des EWR-DORA-DG dahinge-
hend, dass aufgrund der noch nicht absehbaren rechtskräftigen Übernahme der 
Verordnung (EU) 2022/2554 (DORA) und der Richtlinie (EU) 2022/2556 in das EWR-
Abkommen eine Vorabumsetzung dieser EWR-Rechtsakte vorgenommen wird. 
Dazu sind die Aufnahme eines neuen Art. 12, die Neunummerierung des bisherigen 
Art. 11 (Inkrafttreten) sowie dessen Abänderung erforderlich. 

ZUSTÄNDIGES MINISTERIUM 

Ministerium für Präsidiales und Finanzen 

BETROFFENE STELLEN 

Finanzmarktaufsicht Liechtenstein (FMA) 



6 

Vaduz, 05. November 2024 

LNR 2024-1653 

P 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

Sehr geehrte Frauen und Herren Abgeordnete 

Die Regierung gestattet sich, dem Hohen Landtag nachstehende Stellungnahme 

zu den anlässlich der ersten Lesung betreffend den Erlass eines Gesetzes zur 

Durchführung der Verordnung (EU) 2022/2554 über die digitale operationale Resi-

lienz im Finanzsektor (EWR-DORA-Durchführungsgesetz, EWR-DORA-DG) sowie 

die Abänderung weiterer Gesetze (BuA Nr. 95/2024) aufgeworfenen Fragen zu un-

terbreiten. 

I. STELLUNGNAHME DER REGIERUNG 

1. ALLGEMEINES 

In der Sitzung vom 3. Oktober 2024 hat der Landtag den Bericht und Antrag Nr. 

95/2024 betreffend den Erlass eines Gesetzes zur Durchführung der Verordnung 

(EU) 2022/2554 über die digitale operationale Resilienz im Finanzsektor (EWR-

DORA-Durchführungsgesetz, EWR-DORA-DG) sowie die Abänderung weiterer Ge-

setze in erster Lesung beraten. Das Eintreten war unbestritten und wurde be-

schlossen. Die gegenständliche Stellungnahme beantwortet die anlässlich der ers-

ten Lesung aufgeworfenen Fragen. Zudem wird mit der gegenständlichen Stellung-

nahme eine Vorabumsetzung der Verordnung (EU) 2022/2554 (DORA) und der 
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Richtlinie (EU) 2022/2556, aufgrund der noch nicht absehbaren rechtskräftigen 

Übernahme der vorgenannten Rechtsakte in das EWR-Abkommen, aufgenom-

men. 

2. GRUNDSÄTZLICHE FRAGEN 

Ein Abgeordneter erkundigte sich im Rahmen der Eintretensdebatte zu den perso-

nellen Konsequenzen, da im BuA auf Seite 60 von einem signifikant erhöhten Auf-

wand ausgegangen wird, und wollte diesbezüglich wissen, was hierfür im FMA 

Budget 2025 budgetiert ist. 

Die FMA ist bisher schon mit Aufgaben im Zusammenhang mit der IKT-Sicherheit 

betraut und beaufsichtigt diesen Bereich auch in einem gewissen Umfang. DORA 

enthält deutlich umfangreichere und neue Regelungen, auch bisher nicht be-

troffene Finanzintermediäre fallen neu in den Anwendungsbereich von DORA. Wie 

bereits im BuA ausgeführt, wird DORA folglich einen wesentlichen Zusatzaufwand 

für die FMA bedeuten. Ein Teil des Mehraufwandes soll mit dem bestehenden Per-

sonal der FMA bewältigt werden. Eine detaillierte (externe) Prüfung der qualitati-

ven und quantitativen Personalressourcen der FMA in Bezug auf DORA hat jedoch 

ergeben, dass für die Bewältigung des signifikant erhöhten Mehraufwandes zu-

sätzliche Ressourcen notwendig sind. Für das Budget des Jahres 2025 plant die 

FMA derzeit mit einer zusätzlichen Vollzeitstelle in Bezug auf DORA. 

3. FRAGEN ZU EINZELNEN ARTIKELN 

3.1 Abänderung des EWR-DORA-Durchführungsgesetzes 

Zu Art. 9 

Ein Abgeordneter stellte zu mehreren Absätzen des Art. 9 Fragen.  
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Zu Abs. 3 Bst. b erkundigte er sich, in welchen anderen Gesetzen für natürliche 

Personen so hohe Bussen vorgesehen seien. 

Zu Abs. 5 wollte er wissen, warum die Haftung nicht nur auf Vorsatz und grobe 

Fahrlässigkeit beschränkt werden solle. 

Zu Abs. 6 bat er um Ausführungen, ob nicht gegen den Grundsatz "ne bis in idem" 

verstossen werde, weil es zu einer doppelten Strafbarkeit komme. 

Zu Abs. 10 wollte er wissen, ab wann die Verjährungsfrist zu laufen beginne. 

Einleitend muss festgehalten werden, dass DORA und das EWR-DORA-DG einen re-

lativ weiten Geltungsbereich haben und sich dadurch an einige Adressaten im Fi-

nanzsektor richten. Die Sanktionen und Massnahmen müssen nach Art. 50 Abs. 3 

der DORA für diese Adressaten wirksam, verhältnismässig und abschreckend sein. 

Das Finanzmarktrecht zeichnet sich durch seine Harmonisierungsdichte aus. Die 

EWR-Rechtsakte in diesem Bereich sehen regelmässig hohe Bussen für Verletzun-

gen gegen die aufsichtsrechtlichen Anforderungen vor, die so von den EWR-Mit-

gliedstaaten in ihr nationales Recht zu übernehmen sind. In anderen Spezialgeset-

zen aus dem Bereich des Finanzmarktaufsichtsrechts sind vergleichbare Strafrah-

men vorgesehen. Beispielsweise beträgt für vergleichbare Übertretungen die ma-

ximale Bussenhöhe im BankG1 nach Art. 63a Abs. 2, im UCITSG2 nach Art. 143a 

Abs. 2 und im AIFMG3 nach Art. 176 Abs. 3 200 000 Schweizer Franken oder im 

EWR-SFDG4 nach Art. 11 Abs. 3 Bst. a 550 000 Schweizer Franken. Es gibt für wei-

tere Übertretungen wesentlich höhere Bussen, wie beispielsweise im BankG nach 

                                                      
1 Bankengesetz (BankG) vom 21. Oktober 1992, LGBl. 1992 Nr. 108. 
2 Gesetz über bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (UCITSG) vom 28. Juni 2011, 

LGBl. 2011 Nr. 295. 
3 Gesetz über die Verwalter alternativer Investmentfonds (AIFMG) vom 19. Dezember 2012, LGBl. 2013 Nr. 

49. 
4 EWR-Schwarmfinanzierungs-Durchführungsgesetz (EWR-SFDG), vom 7. September 2023, LGBl. 2023 Nr. 

414. 
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Art. 63a Abs. 1 iVm. Abs. 3 und im VVG5 nach Art. 62 Abs. 2a iVm Abs. 2b von bis 

zu 6,2 Mio. Schweizer Franken. Mit der vorgeschlagenen Bussenhöhe und den da-

zugehörigen Anforderungen nach Art. 51 Abs. 2 der DORA (beispielsweise Berück-

sichtigung der Finanzkraft der Person) werden die Erfordernisse, dass die Sanktio-

nen verhältnismässig aber zugleich auch abschreckend sein müssen, erfüllt. 

In den Finanzmarktaufsichtgesetzen sollen soweit als möglich einheitliche Rege-

lungen bestehen, vor allem bei den Strafbestimmungen. Dies wird auch mit dem 

Bericht und Antrag Nr. 92/2024 verfolgt, welcher eine Vereinheitlichung der Best-

immungen betreffend die Verantwortlichkeit von juristischen Personen im Verwal-

tungsstrafverfahren enthält. Bei Abs. 5 handelt es sich nicht um eine "Haftungsre-

gelung", sondern um eine Bestimmung, mit welcher der juristischen Person ein 

rechtswidriges Verhalten eines Mitarbeiters (sog. Mitarbeitertat) zugerechnet 

wird. Diese Zurechnung der Tat zur juristischen Person ist von der Form des Ver-

schuldens zu unterscheiden, die das Gesetz für die Strafbarkeit einer Übertretung 

verlangt oder nach der die Höhe der Busse bemessen wird. Es ist im Bereich des 

Finanzmarktrechts die Regel, dass die Zurechnung solcher Mitarbeitertaten immer 

ohne Einschränkung auf grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz erfolgt. Es werden keine 

Gründe für eine Abweichung oder eine Einschränkung im EWR-DORA-DG von den 

im Finanzmarktaufsichtsrecht bereits bestehenden, einheitlichen Bestimmungen 

gesehen. 

Der Grundsatz "ne bis in idem" bedeutet, dass niemand (dieselbe Person) zweimal 

in der derselben Sache bestraft werden darf. Abs. 6 bezieht sich zwar auf den glei-

chen Sachverhalt, jedoch handelt es sich um unterschiedliche Personen (mehrere 

Täter), nämlich einerseits das Unternehmen, das direkt mit einer Busse belegt wer-

den kann, und andererseits die natürliche Person, die für die Einhaltung der 

                                                      
5 Vermögensverwaltungsgesetz (VVG) vom 25. November 2005, LGBl. 2005 Nr. 278. 
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aufsichtsrechtlichen Anforderungen nach den allgemeinen verwaltungsstrafrecht-

lichen Grundsätzen nach Art. 139 Abs. 4 LVG verwaltungsstrafrechtlich verant-

wortlich ist. Daher widerspricht dieser Absatz nicht dem Grundsatz "ne bis in idem", 

da nicht dieselbe Person zweimal bestraft wird. Wie in den Erläuterungen in den-

selben Bestimmungen im BuA Nr. 92/2024 ausgeführt, soll der Abs. 6 der Aufsichts-

behörde jedoch ein Ermessen dahingehend einräumen, dass mit der Sanktionie-

rung der juristischen Person auch die persönliche Strafe der natürlichen Person ab-

gegolten ist.  

In Verwaltungsstrafsachen richtet sich nach Art. 139 Abs. 5 des Gesetzes über die 

allgemeine Landesverwaltungspflege (LVG) die Verjährung der Strafverfolgung 

nach dem Strafgesetzbuch (§ 532). Folglich muss auf die Regelungen des Straf-

rechts zurückgegriffen werden, um die Verjährungsfristen für Verwaltungsstrafen 

zu bestimmen. Dabei sind die Bestimmungen in § 57 ff StGB einschlägig. Nach § 57 

Abs. 2 StGB erlischt die Strafbarkeit einer Tat durch Verjährung. Die Verjährungs-

frist beginnt, sobald die mit Strafe bedrohte Tätigkeit abgeschlossen ist oder das 

mit Strafe bedrohte Verhalten aufhört. 

Zu Art. 11 

In dieser Bestimmung erfolgt die übliche Durchführung einer Vorabumsetzung von 

EWR-Rechtsakten im Hinblick auf die Verordnung (EU) 2022/2554 und Richtlinie 

(EU) 2022/2556. Die Vorabumsetzung ist erforderlich, da die rechtskräftige Über-

nahme der Rechtsakte in das EWR-Abkommen bis zum 1. Februar 2025 nicht ga-

rantiert werden kann. Für Liechtenstein ist jedoch wichtig, dass eine den EU-Mit-

gliedstaaten gleichwertige Regulierung sichergestellt und damit insbesondere das 

gute Funktionieren des grenzüberschreitenden Geschäftsverkehrs innerhalb des 

EWR gewährleistet ist.  
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Zu Art. 12 

Aufgrund der Aufnahme des neuen Art. 11 erfolgt hier eine neue Nummerierung 

für die Bestimmung zum Inkrafttreten und in Folge der Vorabumsetzung die Än-

derung des Abs. 1 sowie die ergänzende Aufnahme des Abs. 2. 

3.2 Abänderung weiterer Regierungsvorlage 

Zu Inkrafttreten 

Im Zusammenhang mit der Vorabumsetzung sind hinsichtlich der legistischen Pra-

xis Anpassungen in den weiteren Vorlagen vorzunehmen. Das Inkrafttreten des 

Kapitels "Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften" ist an den Beschluss des Ge-

meinsamen EWR-Ausschusses betreffend die Übernahme der Richtlinie (EU) 

2022/2556 in das EWR-Abkommen zu knüpfen. In diesem Zusammenhang wurde 

unter dem Kapitel "Inkrafttreten" ein Abs. 2 eingefügt. 
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II. ANTRAG DER REGIERUNG 

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen unterbreitet die Regierung dem Land-

tag den 

A n t r a g ,  

der Hohe Landtag wolle diese Stellungnahme zur Kenntnis nehmen und die beilie-

genden Gesetzesvorlagen in Behandlung ziehen. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Landtagspräsident, sehr geehrte Frauen und 

Herren Abgeordnete, den Ausdruck der vorzüglichen Hochachtung. 

REGIERUNG DES  
FÜRSTENTUMS LIECHTENSTEIN 

gez. Dr. Daniel Risch 
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III. REGIERUNGSVORLAGE 

1. EWR-DORA-DURCHFÜHRUNGSGESETZ 

Gesetz  

vom … 

zur Durchführung der Verordnung (EU) 2022/2554 über die digitale 

operationale Resilienz im Finanzsektor (EWR-DORA-

Durchführungsgesetz; EWR-DORA-DG)  

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 

Zweck 

1) Dieses Gesetz dient der Durchführung der Verordnung (EU) 2022/2554 

über die digitale operationale Resilienz im Finanzsektor6. 

                                                      
6 Verordnung (EU) 2022/2554 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 über die 

digitale operationale Resilienz im Finanzsektor und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009, 
(EU) Nr. 648/2012, (EU) Nr. 600/2014, (EU) Nr. 909/2014 und (EU) 2016/1011 (ABl. L 333 vom 27.12.2022, 
S. 1) 
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2) Die gültige Fassung der EWR-Rechtsvorschriften, auf die in diesem Gesetz 

Bezug genommen wird, ergibt sich aus der Kundmachung des Beschlusses des Ge-

meinsamen EWR-Ausschusses im Liechtensteinischen Landesgesetzblatt nach Art. 

3 Bst. k des Kundmachungsgesetzes. 

Art. 2 

Geltungsbereich 

1) Dieses Gesetz gilt für Finanzunternehmen und IKT-Drittdienstleister vor-

behaltlich der Ausnahmen nach Art. 2 Abs. 3 der Verordnung (EU) 2022/2554. 

2) Auf Banken, die nicht als Kreditinstitute nach Art. 4 Abs. 1 Ziff. 1 der Ver-

ordnung (EU) Nr. 575/20137 gelten, finden die Bestimmungen der Verordnung 

(EU) 2022/2554 sowie deren Durchführungsvorschriften Anwendung, so als ob 

diese Banken Kreditinstitute nach Art. 4 Abs. 1 Ziff. 1 der Verordnung (EU) Nr. 

575/2013 wären. 

Art. 3 

Begriffsbestimmungen und Bezeichnungen 

1) Im Sinne dieses Gesetzes gelten als: 

a) "Finanzunternehmen": ein Unternehmen nach Art. 2 Abs. 2 der Verordnung 

(EU) 2022/2554; 

b) "IKT-Drittdienstleister": ein Unternehmen nach Art. 3 Ziff. 19 der Verord-

nung (EU) 2022/2554; 

                                                      
7 Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über Auf-

sichtsanforderungen an Kreditinstitute und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 176 
vom 27.6.2013, S. 1) 
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c) "IKT-bezogener Vorfall": ein Ereignis nach Art. 3 Ziff. 8 der Verordnung (EU) 

2022/2554. 

2) Im Übrigen finden die Begriffsbestimmungen der anwendbaren EWR-

Rechtsvorschriften, insbesondere der Verordnung (EU) 2022/2554, ergänzend An-

wendung. 

3) Unter den in diesem Gesetz verwendeten Personenbezeichnungen sind 

alle Personen unabhängig ihres Geschlechts zu verstehen, sofern sich die Perso-

nenbezeichnungen nicht ausdrücklich auf ein bestimmtes Geschlecht beziehen. 

II. Aufsicht 

Art. 4 

Zuständige Behörde 

Die FMA ist die für Liechtenstein zuständige Behörde nach Art. 46 der Ver-

ordnung (EU) 2022/2554. Sie nimmt ihre Aufgaben und Befugnisse wahr nach: 

a) der Verordnung (EU) 2022/2554; 

b) diesem Gesetz; sowie 

c) den für die jeweiligen Finanzunternehmen einschlägigen Gesetzen, die zur 

Umsetzung oder Durchführung der in Art. 46 der Verordnung (EU) 

2022/2554 genannten EWR-Rechtsvorschriften erlassen worden sind. 
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Art. 5 

Befugnisse der FMA 

1) Die FMA überwacht die Einhaltung der Bestimmungen der Verordnung 

(EU) 2022/2554 sowie dieses Gesetzes und trifft die dafür notwendigen Massnah-

men direkt, in Zusammenarbeit mit anderen Aufsichtsbehörden oder durch An-

zeige bei der Staatsanwaltschaft.  

2) Die FMA besitzt nach Art. 50 Abs. 1 und 2 der Verordnung (EU) 2022/2554 

alle erforderlichen Befugnisse, um ihre Aufgaben zu erfüllen und kann dabei ins-

besondere: 

a) von den der Verordnung (EU) 2022/2554 und diesem Gesetz Unterstellten 

sowie von der FMA anerkannten Wirtschaftsprüfern und Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaften alle für den Vollzug der genannten Verordnung und die-

ses Gesetzes erforderlichen Informationen und Unterlagen verlangen; 

b) vorbehaltlich anderer Regelungen des EWR-Rechts alle erforderlichen Vor-

Ort-Kontrollen von Finanzunternehmen oder IKT-Drittdienstleister durch-

führen; 

c) Entscheidungen und Verfügungen erlassen; 

d) rechtskräftige Entscheidungen und Verfügungen veröffentlichen; 

e) Empfehlungen, Mitteilungen und Richtlinien erlassen; 

f) ausserordentliche Prüfungen anordnen oder durchführen; 

g) zusätzliche Melde- und Berichtspflichten vorschreiben. 

3) Ist es zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach der Verordnung (EU) 2022/2554 

oder diesem Gesetz erforderlich, verstösst ein Finanzunternehmen oder ein IKT-

Drittdienstleister gegen Bestimmungen der genannten Verordnung oder dieses 
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Gesetzes oder ist der FMA nachweislich bekannt, dass innerhalb der nächsten 

zwölf Monate voraussichtlich gegen die genannte Verordnung oder dieses Gesetz 

verstossen wird, kann die FMA die notwendigen Massnahmen ergreifen. Zu die-

sem Zweck kann die FMA insbesondere die Massnahmen nach Art. 50 Abs. 4 der 

genannten Verordnung treffen. 

4) Die Kosten, die bei der Ausübung der Befugnisse nach Abs. 1 bis 3 durch 

die FMA entstehen, tragen die Betroffenen. 

Art. 6 

Gebühren 

Die Gebühren richten sich nach der Finanzmarktaufsichtsgesetzgebung. 

Art. 7  

Informationsaustausch und internationale Zusammenarbeit mit in- und 

ausländischen Behörden und Stellen  

1) Die FMA arbeitet im Rahmen ihrer Aufgaben nach der Verordnung (EU) 

2022/2554 oder diesem Gesetz mit in- und ausländischen Behörden und Stellen 

bei der Beaufsichtigung, einer Nachprüfung vor Ort, bei Ermittlungen oder bei der 

Übermittlung von Informationen eng zusammen. Sie tauscht zur Erfüllung ihrer 

Aufgaben nach der genannten Verordnung sowie diesem Gesetz im Rahmen der 

Zusammenarbeit alle erforderlichen Informationen aus. 

2) Für die Zwecke der Zusammenarbeit und des Informationsaustausches 

nach Abs. 1 kann die FMA von allen ihren Befugnissen nach Art. 5 Gebrauch ma-

chen und die erforderlichen Informationen von anderen inländischen Behörden 

anfordern. Erhält die FMA im Rahmen der Zusammenarbeit ein Ersuchen einer zu-

ständigen Behörde aus einem anderen EWR-Mitgliedstaat oder der EFTA-
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Überwachungsbehörde auf Zusammenarbeit bei einer Überwachung, einer Nach-

prüfung vor Ort oder einer Ermittlung, kann sie diesem Ersuchen auch dadurch 

nachkommen, dass sie: 

a) die Nachprüfung vor Ort oder Ermittlungen selbst vornimmt; 

b) der ersuchenden Behörde die Durchführung der Nachprüfung vor Ort oder 

Ermittlung gestattet; oder 

c) anerkannten Wirtschaftsprüfungsgesellschaften oder Sachverständigen die 

Durchführung der Nachprüfung vor Ort oder Ermittlung gestattet. 

4) Werden Nachprüfungen vor Ort oder Ermittlungen nicht durch die FMA 

selbst vorgenommen, können Mitarbeiter der FMA die Prüfer der zuständigen Be-

hörde aus einem anderen EWR-Mitgliedstaat, der EFTA-Überwachungsbehörde o-

der von ihr Beauftragte begleiten. 

5) Die FMA kann einer ersuchenden in- und ausländischen Behörde oder 

Stelle alle Informationen, die diese zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach der 

Verordnung (EU) 2022/2554 benötigt, übermitteln, wenn: 

a) die Empfänger bzw. die beschäftigten und beauftragten Personen der zu-

ständigen Behörden einer der in Art. 55 der Verordnung (EU) 2022/2554 ge-

regelten gleichwertigen Geheimhaltungspflicht unterstehen; und 

b) bei Informationen, die aus dem Ausland stammen, eine ausdrückliche Zu-

stimmung jener Behörde, die diese Informationen mitgeteilt hat, vorliegt 

und gewährleistet ist, dass diese gegebenenfalls nur für jene Zwecke weiter-

gegeben werden, denen diese Behörde zugestimmt hat. 

6) Die FMA kann ein Ersuchen auf Zusammenarbeit oder auf Austausch von 

Informationen nach diesem Artikel nur ablehnen, wenn: 
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a) aufgrund derselben Handlungen und gegen dieselben Personen bereits ein 

Verfahren vor einem inländischen Gericht anhängig ist;  

b) in Liechtenstein gegen die betreffenden Personen aufgrund derselben Hand-

lungen bereits ein rechtskräftiges Urteil ergangen ist; oder 

c) dadurch die Souveränität, Sicherheit, öffentliche Ordnung oder andere we-

sentliche Landesinteressen Liechtensteins verletzt werden. 

7) Im Falle einer Ablehnung teilt die FMA dies der ersuchenden Behörde o-

der Stelle mit und informiert sie über den Grund der Ablehnung. 

8) Zum Zwecke der Zusammenarbeit und des Informationsaustausches kann 

die FMA mit Behörden und Stellen im In- und Ausland Kooperationsvereinbarun-

gen abschliessen, wenn: 

a) diese Behörden oder Stellen zuständig sind für: 

1. die Aufsicht über Finanzunternehmen oder IKT-Drittdienstleister nach 

der Verordnung (EU) 2022/2554; 

2. die Sicherheit von Netz- und Informationssystemen nach der Richtlinie 

(EU) 2016/11488; 

b) die zuständigen Behörden oder Stellen aus Drittstaaten einer nach Art. 55 

der Verordnung (EU) 2022/2554 mindestens gleichwertigen Geheimhal-

tungspflicht unterliegen; und 

c) sichergestellt ist, dass die Informationen aus dem Ausland nur mit ausdrück-

licher Zustimmung der übermittelnden Behörden oder Stellen und 

                                                      
8 Richtlinie (EU) 2016/1148 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Juli 2016 über Massnahmen 

zur Gewährleistung eines hohen gemeinsamen Sicherheitsniveaus von Netz- und Informationssystemen in 
der Union (ABl. L 194 vom 19.7.2016, S. 1) 
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gegebenenfalls nur für Zwecke weitergegeben werden, denen diese Behör-

den oder Stellen zugestimmt haben. 

9) Die Geheimhaltungspflichten nach den in Art. 5 Abs. 1 des Finanzmarkt-

aufsichtsgesetzes genannten Gesetzen stehen der Zusammenarbeit und dem In-

formationsaustausch nach diesem Artikel nicht entgegen. 

III. Rechtsmittel 

Art. 8 

Beschwerde 

1) Gegen Entscheidungen der FMA kann binnen 14 Tagen ab Zustellung Be-

schwerde bei der FMA-Beschwerdekommission erhoben werden. 

2) Gegen Entscheidungen der FMA-Beschwerdekommission kann binnen 14 

Tagen ab Zustellung Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof erhoben werden. 

IV. Strafbestimmungen  

Art. 9 

Vergehen und Übertretungen 

1) Vom Landgericht wird wegen Vergehens mit Freiheitsstrafe bis zu drei 

Jahren bestraft, wer als Organmitglied, Mitarbeiter oder sonst für ein Finanzun-

ternehmen oder einen IKT-Drittdienstleister oder eine anerkannte Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaft tätige Person die Pflicht zur Geheimhaltung nach Art. 55 der 
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Verordnung (EU) 2022/2554 verletzt oder wer hierzu verleitet oder zu verleiten 

versucht. 

2) Von der FMA wird, wenn die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zustän-

digkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, wegen Übertretung mit 

Busse nach Abs. 3 bestraft, wer: 

a) gegen die Verordnung (EU) 2022/2554 verstösst, indem er: 

1. die Anforderungen an das IKT-Risikomanagement nach Art. 5 bis 14 

nicht erfüllt; 

2. die Anforderungen an das vereinfachte IKT-Risikomanagement nach 

Art. 16 Abs. 1 und 2 nicht erfüllt; 

3. vorgeschriebene Meldungen oder Berichte nach Art. 19, 28 Abs. 3 oder 

Art. 45 Abs. 3 an die FMA nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder ver-

spätet erstattet; 

4. die vorgeschriebenen Tests der digitalen operationalen Resilienz nach 

Art. 24 oder 25 nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder verspätet 

durchführt; 

5. als nach Art. 26 Abs. 8 Unterabs. 3 ermitteltes Unternehmen die erwei-

terten Tests nach Art. 26 Abs. 1 bis 6 und 8 Unterabs. 1 sowie Art. 27 

nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder verspätet durchführt; 

6. das IKT-Drittparteienrisiko nicht nach Art. 28 und 29 managt oder ver-

tragliche Vereinbarungen über die Nutzung von IKT-Dienstleistungen 

nicht nach Art. 30 trifft; 

7. die Dienstleistungen eines kritischen IKT-Drittdienstleisters mit Sitz in 

einem Drittstaat in Anspruch nimmt, der nicht den Anforderungen von 

Art. 31 Abs. 12 entspricht; 
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8. entgegen einer Anordnung der FMA nach Art. 42 Abs. 6 Satz 1 die Nut-

zung oder den Einsatz einer entsprechenden Dienstleistung nicht vo-

rübergehend aussetzt oder entgegen einer Anordnung der FMA nach 

Art. 42 Abs. 6 Satz 2 eine entsprechende vertragliche Vereinbarung nicht 

kündigt; 

9. beim Austausch von Informationen zu Cyberbedrohungen die Pflichten 

nach Art. 45 verletzt; 

b) der FMA oder der anerkannten Wirtschaftsprüfungsgesellschaft keine, fal-

sche oder unvollständige Auskünfte erteilt; 

c) einer Aufforderung zur Herstellung des rechtmässigen Zustandes oder einer 

anderen Verfügung oder Anordnung der FMA nicht nachkommt. 

3) Die Busse nach Abs. 2 beträgt: 

a) bei juristischen Personen bis zu 1 000 000 Franken; 

b) bei natürlichen Personen bis zu 200 000 Franken. 

4) Die FMA hat Bussen nach Abs. 3 Bst. a gegen juristische Personen zu ver-

hängen, wenn die Übertretungen nach Abs. 2 in Ausübung geschäftlicher Verrich-

tungen der juristischen Person (Anlasstaten) durch Personen begangen werden, 

die entweder allein oder als Mitglied des Verwaltungsrats, der Geschäftsleitung, 

des Vorstands oder Aufsichtsrats der juristischen Person oder aufgrund einer an-

deren Führungsposition innerhalb der juristischen Person gehandelt haben, auf-

grund derer sie: 

a) befugt sind, die juristische Person nach aussen zu vertreten; 

b) Kontrollbefugnisse in leitender Stellung ausüben; oder 

c) sonst massgeblichen Einfluss auf die Geschäftsführung der juristischen Per-

son ausüben. 
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5) Für Übertretungen nach Abs. 2, welche von Mitarbeitern der juristischen 

Person, wenngleich nicht schuldhaft, begangen werden, ist die juristische Person 

auch dann verantwortlich, wenn die Übertretung dadurch ermöglicht oder we-

sentlich erleichtert worden ist, dass die in Abs. 4 genannten Personen es unterlas-

sen haben, die erforderlichen und zumutbaren Massnahmen zur Verhinderung 

derartiger Anlasstaten zu ergreifen. 

6) Die Verantwortlichkeit der juristischen Person für die Anlasstat und die 

Strafbarkeit der in Abs. 4 genannten Personen oder von Mitarbeitern nach Abs. 5 

wegen derselben Tat schliessen einander nicht aus. Die FMA kann von der Bestra-

fung einer natürlichen Person absehen, wenn für denselben Verstoss bereits eine 

Busse gegen die juristische Person verhängt wird und keine besonderen Umstände 

vorliegen, die einem Absehen von der Bestrafung entgegenstehen. 

7) Die Verantwortlichkeit von juristischen Personen für ein Vergehen nach 

Abs. 1 richtet sich nach §§ 74a ff. des Strafgesetzbuches. 

8) Ein Schuldspruch nach diesem Artikel ist mit Bezug auf die Beurteilung der 

Schuld und der Widerrechtlichkeit sowie die Bestimmung des Schadens für den 

Zivilrichter nicht verbindlich. 

9) Bei fahrlässiger Begehung werden die Strafobergrenzen nach Abs. 1 und 

3 auf die Hälfte herabgesetzt. 

10) Die Verfolgungsverjährung beträgt drei Jahre. 
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Art. 10 

Verantwortlichkeit 

Werden Widerhandlungen im Geschäftsbereich einer juristischen Person, ei-

ner Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft oder einer Einzelfirma begangen, fin-

den die Strafbestimmungen auf die Personen Anwendung, die für sie gehandelt 

haben oder hätten handeln sollen, jedoch unter solidarischer Mithaftung der ju-

ristischen Person, der Gesellschaft oder der Einzelfirma für Geldstrafen, Bussen 

und Kosten. 

IV. Schlussbestimmungen 

Art. 11 

Anwendbarkeit von EU-Rechtsvorschriften 

1) Bis zu ihrer Übernahme in das EWR-Abkommen gelten als nationale 

Rechtsvorschriften: 

a) die Verordnung (EU) 2022/2554 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 14. Dezember 2022 über die digitale operationale Resilienz im Finanz-

sektor und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009, (EU) Nr. 

648/2012, (EU) Nr. 600/2014, (EU) Nr. 909/2014 und (EU) 2016/1011; 

b) die Richtlinie (EU) 2022/2556 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 14. Dezember 2022 zur Änderung der Richtlinien 2009/65/EG, 

2009/138/EG, 2011/61/EU, 2013/36/EU, 2014/59/EU, 2014/65/EU, (EU) 

2015/2366 und (EU) 2016/2341 hinsichtlich der digitalen operationalen 

Resilienz im Finanzsektor; 
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c) die Durchführungsrechtsakte zu den EU-Rechtsvorschriften nach Bst. a und 

b. 

2) Der vollständige Wortlaut der in Abs. 1 genannten Rechtsvorschriften ist 

im Amtsblatt der Europäischen Union unter http://eurlex.europa.eu veröffent-

licht, er kann auf der Internetseite der FMA unter www.fma-li.li abgerufen wer-

den. 

Art. 12 

Inkrafttreten  

1) Dieses Gesetz tritt unter Vorbehalt des ungenutzten Ablaufs der Referen-

dumsfrist am 1. Februar 2025 in Kraft, andernfalls am Tag nach der Kundmachung. 

2) Art. 1 tritt gleichzeitig mit dem Beschluss des Gemeinsamen EWR-Aus-

schusses betreffend die Übernahme der Verordnung (EU) 2022/2554 in das EWR-

Abkommen in Kraft.  

http://eurlex.europa.eu/
http://www.fma-li.li/
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2. GESETZ ÜBER DIE ABÄNDERUNG DES FINANZMARKTAUFSICHTSGESETZES 

Gesetz 

vom …. 

über die Abänderung des Finanzmarktaufsichtsgesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 18. Juni 2004 über die Finanzmarktaufsicht (Finanzmarkt-

aufsichtsgesetz; FMAG), LGBl. 2004 Nr. 175, in der geltenden Fassung, wird wie 

folgt abgeändert: 

Art. 5 Abs. 1 Bst. zquaterdecies 

1) Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, obliegt der FMA die Auf-

sicht und der Vollzug dieses Gesetzes sowie der nachfolgenden Gesetze ein-

schliesslich der dazu erlassenen Durchführungsverordnungen: 

zquaterdecies) Gesetz zur Durchführung der Verordnung (EU) 2022/2554 über die 

digitale operationale Resilienz im Finanzsektor (EWR-DORA-Durchführungs-

gesetz; EWR-DORA-DG). 
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Anhang 1 Abschnitt I.decies 

I.decies Finanzunternehmen und IKT-Drittdienstleister im Sinne der Verordnung 

(EU) 2022/2554 

Die Gebühr für die Erledigung der nachstehenden Tätigkeiten nach der Ver-

ordnung (EU) 2022/2554 und dem EWR-DORA-Durchführungsgesetz beträgt für: 

a) den Erlass einer Verfügung in einem Verfahren nach Art. 5 EWR-DORA-DG: 

je nach Aufwand und Komplexität der zu erstellenden Verfügung 5 000 bis 

10 000 Franken; 

b) den Erlass einer Entscheidung bei einer Übertretung nach Art. 9 Abs. 2 EWR-

DORA-DG: je nach Aufwand und Komplexität der zu erstellenden Verfügung 

500 bis 5 000 Franken; 

c) den Erlass einer sonstigen Verfügung, sofern nicht ein Gebührentatbestand 

nach Bst. a oder b vorliegt: je nach Aufwand und Komplexität der zu erstel-

lenden Verfügung 1 000 bis 10 000 Franken. 

II.  

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem EWR-DORA-Durchführungsgesetz 

vom … in Kraft.  
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3. GESETZ ÜBER DIE ABÄNDERUNG DES BANKENGESETZES 

Gesetz 

vom … 

über die Abänderung des Bankengesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom … über die Tätigkeit und Beaufsichtigung von Banken, Fi-

nanzholdinggesellschaften und gemischten Finanzholdinggesellschaften (Banken-

gesetz; BankG), LGBl. 2025 Nr. …, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 71 Abs. 1 Bst. g 

1) Banken haben über solide Regelungen für die Unternehmensführung und 

-kontrolle zu verfügen, die insbesondere eine wirksame und umsichtige Führung 

der Bank gewährleisten und eine Aufgaben- und Funktionentrennung in der Orga-

nisation und angemessene Massnahmen zur Vermeidung von Interessenkonflik-

ten vorsehen. Für die Festlegung der Regelungen für die Unternehmensführung 

und -kontrolle ist der Verwaltungsrat verantwortlich. Zu den Regelungen für die 

Unternehmensführung und -kontrolle gehören insbesondere: 
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g) Netzwerk- und Informationssysteme, die gemäss der Verordnung (EU) 

2022/25549 eingerichtet und verwaltet werden. 

Art. 148 Abs. 1  

1) Die FMA prüft die Regelungen, Strategien, Verfahren und Mechanismen, 

welche Banken zur Einhaltung dieses Gesetzes und der Verordnung (EU) 

Nr. 575/2013 geschaffen haben, und bewertet die Risiken: 

a) denen die Banken ausgesetzt sind oder sein könnten;  

b) die anhand von Stresstests ermittelt wurden; und 

c) die bei Tests der digitalen operationalen Resilienz gemäss Kapitel IV der Ver-

ordnung (EU) 2022/2554 aufgedeckt werden. 

Art. 154 Abs. 2 Bst. a Ziff. 6 

2) Die FMA ist insbesondere befugt: 

a) von folgenden juristischen oder natürlichen Personen die Vorlage sämtlicher 

Informationen verlangen, die sie für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben be-

nötigt, einschliesslich der Informationen, die in regelmässigen Abständen 

und in festgelegten Formaten zu Aufsichts- oder entsprechenden Statistik-

zwecken zur Verfügung zu stellen sind: 

6. Dritte, mit denen die Unternehmen nach Ziff. 1 bis 4 Auslagerungsver-

einbarungen abgeschlossen haben, einschliesslich IKT-Drittdienstleis-

ter gemäss Kapitel V der Verordnung (EU) 2022/2554; 

                                                      
9 Verordnung (EU) 2022/2554 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 über die 

digitale operationale Resilienz im Finanzsektor und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009, 
(EU) Nr. 648/2012, (EU) Nr. 600/2014, (EU) Nr. 909/2014 und (EU) 2016/1011 (ABl. L 333 vom 27.12.2022, 
S. 1) 
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II. 

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2556 des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Änderung der 

Richtlinien 2009/65/EG, 2009/138/EG, 2011/61/EU, 2013/36/EU, 2014/59/EU, 

2014/65/EU, (EU) 2015/2366 und (EU) 2016/2341 hinsichtlich der digitalen opera-

tionalen Resilienz im Finanzsektor (ABl. L 333 vom 27.12.2022, S. 153).  

III. 

Inkrafttreten 

1) Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem EWR-DORA-Durchführungsgesetz 

vom … in Kraft.  

2) Kapitel II (Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften) tritt gleichzeitig mit 

dem Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses betreffend die Übernahme 

der Richtlinie (EU) 2022/2556 in das EWR-Abkommen in Kraft.  
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4. GESETZ ÜBER DIE ABÄNDERUNG DES ZAHLUNGSDIENSTEGESETZES 

Gesetz 

vom … 

über die Abänderung des Zahlungsdienstegesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Zahlungsdienstegesetz (ZDG) vom 6. Juni 2019, LGBl. 2019 Nr. 213, in 

der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 3 Abs. 1 Bst. f Ziff. 5 

1) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf: 

f) Dienste, die von technischen Dienstleitern erbracht werden, die zwar zur Er-

bringung von Zahlungsdiensten beitragen, jedoch zu keiner Zeit in den Besitz 

der zu transferierenden Geldbeträge gelangen; dazu gehören insbesondere: 

5. die Bereitstellung von Informations- und Kommunikationstechnologie 

(IKT) und Kommunikationsnetzen; 
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Art. 8 Bst. e, f, h und t 

Der Antrag auf Erteilung einer Bewilligung hat folgende Angaben und Unter-

lagen zu enthalten: 

e) eine Beschreibung der Unternehmenssteuerung und der internen Kontroll-

mechanismen des Antragstellers, einschliesslich der Verwaltungs-, Risiko-

management- und Rechnungslegungsverfahren sowie Vereinbarungen über 

die Nutzung von IKT-Diensten nach der Verordnung (EU) 2022/255410, aus 

der hervorgeht, dass die Unternehmenssteuerung und internen Kontrollme-

chanismen verhältnismässig, angemessen, zuverlässig und ausreichend sind; 

f) eine Beschreibung der vorhandenen Verfahren für Überwachung, Handha-

bung und Folgemassnahmen bei Sicherheitsvorfällen und sicherheitsbezo-

genen Kundenbeschwerden, einschliesslich eines Mechanismus für die Mel-

dung von Vorfällen, der die Meldepflichten des Zahlungsinstituts nach Kapi-

tel III der Verordnung (EU) 2022/2554 berücksichtigt; 

h) eine Beschreibung der Vorkehrungen zur Fortführung der Geschäftstätigkei-

ten, einschliesslich klarer Angaben der kritischen Vorgänge, wirksamer IKT-

Geschäftsfortführungsleitlinie und -plänen, IKT- Reaktions- und Wiederher-

stellungsplänen sowie eines Verfahrens für regelmässige Tests der Ange-

messenheit und Wirksamkeit dieser Pläne gemäss der Verordnung (EU) 

2022/2554; 

t) bei den in Bst. k genannten Sicherheitskontroll- und Risikominderungsmass-

nahmen ist anzugeben, auf welche Weise dadurch ein hohes Mass an digita-

ler operationaler Resilienz entsprechend Kapitel II der Verordnung (EU) 

                                                      
10 Verordnung (EU) 2022/2554 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 über die 

digitale operationale Resilienz im Finanzsektor und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009, 
(EU) Nr. 648/2012, (EU) Nr. 600/2014, (EU) Nr. 909/2014 und (EU) 2016/1011 (ABl. L 333 vom 27.12.2022, 
S. 1) 
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2022/2554, insbesondere bezüglich technischer Sicherheit und Datenschutz 

gewährleistet wird; das gilt auch für Software und IKT-Systeme, die der An-

tragsteller oder die Unternehmen, an die er den Betrieb oder Teile des Be-

triebs dieser auslagert, verwenden. Zu diesen Massnahmen gehören auch 

die Sicherheitsmassnahmen nach Art. 101; 

Art. 24 Abs. 2 Einleitungssatz 

2) Die Auslagerung kritischer oder wesentlicher Funktionen, einschliesslich 

IKT-Systemen, ist zulässig, wenn: 

Art. 101 Abs. 3 

3) Abs. 1 gilt unbeschadet der Anwendung von Kapitel II der Verordnung (EU) 

2022/2554 auf: 

a) Zahlungsdienstleister nach Art. 4 Abs. 1 Ziff. 42 Bst. a, b, e, f, und k; 

b) Kontoinformationsdienstleister nach Art. 4 Abs. 1 Ziff. 26; und 

c) E-Geld-Institute, für die eine Ausnahme nach Art. 30 Abs. 1 des E-Geldgeset-

zes gilt. 

Art. 102 Abs. 4 

4) Abs. 1 und 2 gelten nicht für: 

a) Zahlungsdienstleister nach Art. 4 Abs. 1 Ziff. 42 Bst. a, b, e, f, und k; 

b) Kontoinformationsdienstleister nach Art. 4 Abs. 1 Ziff. 26; und 

c) E-Geld-Institute, für die eine Ausnahme nach Art. 30 Abs. 1 des E-Geldgeset-

zes gilt. 
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II. 

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2556 des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Änderung der 

Richtlinien 2009/65/EG, 2009/138/EG, 2011/61/EU, 2013/36/EU, 2014/59/EU, 

2014/65/EU, (EU) 2015/2366 und (EU) 2016/2341 hinsichtlich der digitalen opera-

tionalen Resilienz im Finanzsektor (ABl. L 333 vom 27.12.2022, S. 153). 

III. 

Inkrafttreten 

1) Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem EWR-DORA-Durchführungsgesetz 

vom … in Kraft.  

2) Kapitel II (Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften) tritt gleichzeitig mit 

dem Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses betreffend die Übernahme 

der Richtlinie (EU) 2022/2556 in das EWR-Abkommen in Kraft.  



35 

5. GESETZ ÜBER DIE ABÄNDERUNG DES E-GELDGESETZES 

Gesetz 

vom … 

über die Abänderung des E-Geldgesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das E-Geldgesetz (EGG) vom 17. März 2011, LGBl. 2011 Nr. 151, in der gel-

tenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 13 Abs. 2 Einleitungssatz 

2) Die Auslagerung kritischer oder wesentlicher Funktionen, einschliesslich 

IKT-Systemen, ist zulässig, wenn: 
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II. 

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2556 des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Änderung der 

Richtlinien 2009/65/EG, 2009/138/EG, 2011/61/EU, 2013/36/EU, 2014/59/EU, 

2014/65/EU, (EU) 2015/2366 und (EU) 2016/2341 hinsichtlich der digitalen opera-

tionalen Resilienz im Finanzsektor (ABl. L 333 vom 27.12.2022, S. 153). 

III. 

Inkrafttreten 

1) Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem EWR-DORA-Durchführungsgesetz 

vom … in Kraft.  

2) Kapitel II (Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften) tritt gleichzeitig mit 

dem Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses betreffend die Übernahme 

der Richtlinie (EU) 2022/2556 in das EWR-Abkommen in Kraft.  
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6. GESETZ ÜBER DIE ABÄNDERUNG DES GESETZES ÜBER BESTIMMTE ORGA-

NISMEN FÜR GEMEINSAME ANLAGEN IN WERTPAPIEREN 

Gesetz 
vom … 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über bestimmte 

Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 28. Juni 2011 über bestimmte Organismen für gemeinsame 

Anlagen in Wertpapieren (UCITSG), LGBl. 2011 Nr. 295, wird wie folgt abgeändert:  

Art. 21 Abs. 1 

1) Eine Verwaltungsgesellschaft muss über eine ordnungsgemässe Verwal-

tung und Buchhaltung, über Kontroll- und Sicherheitsvorkehrungen in Bezug auf 

die elektronische Datenverarbeitung, einschliesslich in Bezug auf Netzwerk- und 

Informationssysteme, die im Einklang mit der Verordnung (EU) 2022/255411 

                                                      
11 Verordnung (EU) 2022/2554 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 über die 

digitale operationale Resilienz im Finanzsektor und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009, 
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eingerichtet und verwaltet werden, sowie über angemessene interne Kontrollver-

fahren verfügen. Dazu gehören insbesondere Regeln für persönliche Geschäfte ih-

rer Angestellten und für das Halten oder Verwalten von Anlagen in Finanzinstru-

menten zum Zwecke der Anlage auf eigene Rechnung. 

II. 

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2556 des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Änderung der 

Richtlinien 2009/65/EG, 2009/138/EG, 2011/61/EU, 2013/36/EU, 2014/59/EU, 

2014/65/EU, (EU) 2015/2366 und (EU) 2016/2341 hinsichtlich der digitalen opera-

tionalen Resilienz im Finanzsektor (ABl. L 333 vom 27.12.2022, S. 153). 

III.  

Inkrafttreten 

1) Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem EWR-DORA-Durchführungsgesetz 

vom … in Kraft.  

2) Kapitel II (Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften) tritt gleichzeitig mit 

dem Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses betreffend die Übernahme 

der Richtlinie (EU) 2022/2556 in das EWR-Abkommen in Kraft.  

                                                      

(EU) Nr. 648/2012, (EU) Nr. 600/2014, (EU) Nr. 909/2014 und (EU) 2016/1011 (ABl. L 333 vom 27.12.2022, 
S. 1) 
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7. GESETZ ÜBER DIE ABÄNDERUNG DES GESETZES ÜBER DIE VERWALTER AL-

TERNATIVER INVESTMENTFONDS 

Gesetz 
vom … 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über die Verwalter 

alternativer Investmentfonds 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 19. Dezember 2012 über die Verwalter alternativer Invest-

mentfonds (AIFMG), LGBl. 2013 Nr. 49, wird wie folgt abgeändert:  

Art. 38 Abs. 1 

1) Der AIFM muss über eine ordnungsgemässe Verwaltung und Buchhaltung, 

über Kontroll- und Sicherheitsvorkehrungen in Bezug auf die elektronische Daten-

verarbeitung, einschliesslich in Bezug auf Netzwerk- und Informationssysteme, die 

im Einklang mit der Verordnung (EU) 2022/255412 eingerichtet und verwaltet 

                                                      
12 Verordnung (EU) 2022/2554 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 über 

die digitale operationale Resilienz im Finanzsektor und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 
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werden, sowie über angemessene interne Kontrollverfahren verfügen. Dazu gehö-

ren insbesondere Regeln für persönliche Geschäfte seiner Angestellten und für das 

Halten oder Verwalten von Anlagen in Finanzinstrumenten zum Zwecke der An-

lage auf eigene Rechnung. 

II. 

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2556 des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Änderung der 

Richtlinien 2009/65/EG, 2009/138/EG, 2011/61/EU, 2013/36/EU, 2014/59/EU, 

2014/65/EU, (EU) 2015/2366 und (EU) 2016/2341 hinsichtlich der digitalen opera-

tionalen Resilienz im Finanzsektor (ABl. L 333 vom 27.12.2022, S. 153). 

III. 

Inkrafttreten 

1) Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem EWR-DORA-Durchführungsgesetz 

vom … in Kraft.  

2) Kapitel II (Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften) tritt gleichzeitig mit 

dem Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses betreffend die Übernahme 

der Richtlinie (EU) 2022/2556 in das EWR-Abkommen in Kraft.  

                                                      

1060/2009, (EU) Nr. 648/2012, (EU) Nr. 600/2014, (EU) Nr. 909/2014 und (EU) 2016/1011 (ABl. L 333 vom 
27.12.2022, S. 1) 
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8. GESETZ ÜBER DIE ABÄNDERUNG DES VERMÖGENSVERWALTUNGSGESET-

ZES 

Gesetz 
vom … 

über die Abänderung des Vermögensverwaltungsgesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 25. November 2005 über die Vermögensverwaltung (Ver-

mögensverwaltungsgesetz; VVG), LGBl. 2005 Nr. 278, in der geltenden Fassung, 

wird wie folgt abgeändert:  

Art. 7c Abs. 5, 7 und 7a 

5) Die Vermögensverwaltungsgesellschaft trifft angemessene Vorkehrun-

gen, um die Kontinuität und Regelmässigkeit bei der Erbringung ihrer Wertpapier-

dienstleistungen zu gewährleisten. Zu diesem Zweck greift sie auf geeignete und 

verhältnismässige Systeme, einschliesslich nach Art. 7 der Verordnung (EU) 
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2022/255413 eingerichteter und verwalteter Systeme der Informations- und Kom-

munikationstechnologie (IKT), sowie auf geeignete und verhältnismässige Res-

sourcen und Verfahren zurück. 

7) Die Vermögensverwaltungsgesellschaft muss über eine ordnungsgemässe 

Verwaltung und Buchhaltung, interne Kontrollmechanismen sowie wirksame Ver-

fahren zur Risikobewertung verfügen. Die Vermögensverwaltungsgesellschaft hat 

sicherzustellen, dass sie jederzeit die finanzielle Lage der Gesellschaft mit hinrei-

chender Genauigkeit rechnerisch feststellen kann. Die internen Kontrollmechanis-

men sowie die Verwaltung und Buchhaltung sind so auszugestalten, dass die FMA 

die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes jederzeit überprüfen kann. 

7a) Die Vermögensverwaltungsgesellschaft hat über solide Sicherheitsme-

chanismen gemäss den Anforderungen der Verordnung (EU) 2022/2554 zu verfü-

gen, durch die die Sicherheit und Authentifizierung der Informationsübermitt-

lungswege sichergestellt werden, das Risiko der Datenverfälschung und des unbe-

rechtigten Zugriffs minimiert und ein Durchsickern von Informationen verhindert 

wird, so dass die Vertraulichkeit der Daten jederzeit gewährleistet ist. Dies gilt un-

beschadet der Befugnis der FMA, Zugang zu Kommunikation im Einklang mit die-

sem Gesetz und der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 zu verlangen.  

Art. 16e Abs. 1 und 2 

1) Vermögensverwaltungsgesellschaften, die algorithmischen Handel betrei-

ben, verfügen über wirksame Systeme und Risikokontrollen, die für das von ihnen 

                                                      
13 Verordnung (EU) 2022/2554 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 über die 

digitale operationale Resilienz im Finanzsektor und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009, 
(EU) Nr. 648/2012, (EU) Nr. 600/2014, (EU) Nr. 909/2014 und (EU) 2016/1011 (ABl. L 333 vom 27.12.2022, 
S. 1) 
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betriebene Geschäft geeignet sind. Dadurch soll sichergestellt werden, dass ihre 

Handelssysteme nach den Anforderungen in Kapitel II der Verordnung (EU) 

2022/2554 belastbar sind und über ausreichende Kapazitäten verfügen, angemes-

senen Handelsschwellen und Handelsobergrenzen unterliegen sowie die Über-

mittlung von fehlerhaften Aufträgen oder eine Funktionsweise der Systeme ver-

mieden wird, durch die Störungen auf dem Markt verursacht werden könnten 

bzw. ein Beitrag zu diesen geleistet werden könnte. 

2) Solche Vermögensverwaltungsgesellschaften verfügen zudem über wirk-

same Systeme und Risikokontrollen, um sicherzustellen, dass die Handelssysteme 

nicht für einen Zweck verwendet werden können, der gegen die Marktmiss-

brauchsgesetzgebung oder die Vorschriften des Handelsplatzes verstösst, mit dem 

sie verbunden sind. Sie verfügen über wirksame Vorkehrungen zur Fortführung 

der Geschäftstätigkeiten, einschliesslich IKT-Geschäftsfortführungsleitlinie und -

plänen nach Art. 11 der Verordnung (EU) 2022/2554 sowie IKT-Reaktions- und 

Wiederherstellungsplänen, um mit jeglichen Störungen in ihren Handelssystemen 

umzugehen, und stellen sicher, dass ihre Systeme vollständig getestet sind und 

ordnungsgemäss überwacht werden, damit die in Abs. 1 und diesem Absatz fest-

gelegten allgemeinen Anforderungen und die nach den Kapiteln II und IV der Ver-

ordnung (EU) 2022/2554 festgelegten spezifischen Anforderungen erfüllt werden. 

II. 

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2556 des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Änderung der 

Richtlinien 2009/65/EG, 2009/138/EG, 2011/61/EU, 2013/36/EU, 2014/59/EU, 
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2014/65/EU, (EU) 2015/2366 und (EU) 2016/2341 hinsichtlich der digitalen opera-

tionalen Resilienz im Finanzsektor (ABl. L 333 vom 27.12.2022, S. 153). 

III.  

Inkrafttreten 

1) Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem EWR-DORA-Durchführungsgesetz 

vom … in Kraft.  

2) Kapitel II (Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften) tritt gleichzeitig mit 

dem Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses betreffend die Übernahme 

der Richtlinie (EU) 2022/2556 in das EWR-Abkommen in Kraft.  
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9. GESETZ ÜBER DIE ABÄNDERUNG DES VERSICHERUNGSAUFSICHTSGESET-

ZES 

Gesetz 
vom … 

über die Abänderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 12. Juni 2015 betreffend die Aufsicht über 

Versicherungsunternehmen (Versicherungsaufsichtsgesetz; VersAG), LGBl. 2015 

Nr. 231, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 31 Abs. 5 

5) Versicherungsunternehmen haben für die Ausarbeitung und die Umset-

zung der Governance geeignete, erforderliche und verhältnismässige Systeme, 

Ressourcen und Verfahren zur Verfügung zu stellen; sie müssen angemessene Vor-

kehrungen treffen, um die Kontinuität und Ordnungsmässigkeit ihrer Tätigkeiten, 

einschliesslich der Entwicklung und Beachtung von Notfallplänen, zu gewährleis-

ten und bei wesentlichen Änderungen im Geschäftsbereich oder bei den Systemen 

die erforderlichen Massnahmen treffen zu können. Sie richten insbesondere 
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Netzwerk- und Informationssysteme ein und verwalten diese gemäss der Verord-

nung (EU) 2022/255414.  

II. 

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2556 des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Änderung der 

Richtlinien 2009/65/EG, 2009/138/EG, 2011/61/EU, 2013/36/EU, 2014/59/EU, 

2014/65/EU, (EU) 2015/2366 und (EU) 2016/2341 hinsichtlich der digitalen opera-

tionalen Resilienz im Finanzsektor (ABl. L 333 vom 27.12.2022, S. 153). 

III. 

Inkrafttreten 

1) Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem EWR-DORA-Durchführungsgesetz 

vom … in Kraft.  

2) Kapitel II (Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften) tritt gleichzeitig mit 

dem Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses betreffend die Übernahme 

der Richtlinie (EU) 2022/2556 in das EWR-Abkommen in Kraft.  

                                                      
14 Verordnung (EU) 2022/2554 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 über die 

digitale operationale Resilienz im Finanzsektor und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009, 
(EU) Nr. 648/2012, (EU) Nr. 600/2014, (EU) Nr. 909/2014 und (EU) 2016/1011 (ABl. L 333 vom 27.12.2022, 
S. 1) 
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10. GESETZ ÜBER DIE ABÄNDERUNG DES PENSIONSFONDSGESETZES 

Gesetz 
vom … 

über die Abänderung des Pensionsfondsgesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 9. November 2018 betreffend die Aufsicht über 

Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung (Pensionsfondsgesetz; PFG), 

LGBl. 2018 Nr. 464, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 33 Abs. 2 

2) Sie haben Vorkehrungen zu treffen, einschliesslich der Entwicklung von 

Notfallplänen, um die Kontinuität und Ordnungsmässigkeit ihrer Tätigkeiten zu ge-

währleisten. Zu diesem Zweck greifen die Einrichtungen auf geeignete und ver-

hältnismässige Systeme, Ressourcen und Verfahren zurück. Sie richten insbeson-

dere Netzwerk- und Informationssysteme ein und verwalten diese gemäss der 

Verordnung (EU) 2022/255415. 

                                                      
15 Verordnung (EU) 2022/2554 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 über die 

digitale operationale Resilienz im Finanzsektor und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009, 
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II. 

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2556 des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Änderung der 

Richtlinien 2009/65/EG, 2009/138/EG, 2011/61/EU, 2013/36/EU, 2014/59/EU, 

2014/65/EU, (EU) 2015/2366 und (EU) 2016/2341 hinsichtlich der digitalen opera-

tionalen Resilienz im Finanzsektor (ABl. L 333 vom 27.12.2022, S. 153). 

III. 

Inkrafttreten 

1) Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem EWR-DORA-Durchführungsgesetz 

vom … in Kraft.  

2) Kapitel II (Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften) tritt gleichzeitig mit 

dem Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses betreffend die Übernahme 

der Richtlinie (EU) 2022/2556 in das EWR-Abkommen in Kraft.  

                                                      

(EU) Nr. 648/2012, (EU) Nr. 600/2014, (EU) Nr. 909/2014 und (EU) 2016/1011 (ABl. L 333 vom 27.12.2022, 
S. 1) 
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11. GESETZ ÜBER DIE ABÄNDERUNG DES WERTPAPIERFIRMENGESETZES 

Gesetz 
vom … 

über die Abänderung des Wertpapierfirmengesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom … über die Tätigkeit und Beaufsichtigung von 

Wertpapierfirmen (Wertpapierfirmengesetz; WPFG), LGBl. 2025 Nr. …, wird wie 

folgt abgeändert: 

Art. 23 

Kontinuität des Geschäftsbetriebs 

Die Wertpapierfirma trifft angemessene Vorkehrungen, um die Kontinuität 

und Regelmässigkeit der Wertpapierdienstleistungen und/oder Anlagetätigkeiten 

zu gewährleisten. Zu diesem Zweck greift sie auf geeignete und verhältnismässige 

Systeme, einschliesslich nach Art. 7 der Verordnung (EU) 2022/255416 

                                                      
16 Verordnung (EU) 2022/2554 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 über die 

digitale operationale Resilienz im Finanzsektor und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009, 
(EU) Nr. 648/2012, (EU) Nr. 600/2014, (EU) Nr. 909/2014 und (EU) 2016/1011 (ABl. L 333 vom 27.12.2022, 
S. 1) 
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eingerichteter und verwalteter Systeme der Informations- und Kommunikations-

technologie (IKT), sowie auf geeignete und verhältnismässige Ressourcen und Ver-

fahren zurück. 

Art. 25 Abs. 1 und 2 

1) Die Wertpapierfirma hat über eine ordnungsgemässe Verwaltung und 

Buchhaltung, interne Kontrollmechanismen sowie effiziente Verfahren zur Risiko-

bewertung zu verfügen. Kapitel III Abschnitt B findet entsprechend Anwendung.  

2) Die Wertpapierfirma hat über solide Sicherheitsmechanismen nach der 

Verordnung (EU) 2022/2554 zu verfügen, durch die die Sicherheit und Authentifi-

zierung der Informationsübermittlungswege gewährleistet werden, das Risiko der 

Datenverfälschung und des unberechtigten Zugriffs minimiert und ein Durchsi-

ckern von Informationen verhindert wird, so dass die Vertraulichkeit der Daten 

jederzeit gewährleistet ist. Dies gilt unbeschadet der Möglichkeit der FMA, Zugang 

zu Informationen nach diesem Gesetz, dem Wertpapierdienstleistungsgesetz, 

dem Handelsplatz- und Börsegesetz sowie der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 zu 

verlangen. 

II. 

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2556 des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Änderung der 

Richtlinien 2009/65/EG, 2009/138/EG, 2011/61/EU, 2013/36/EU, 2014/59/EU, 

2014/65/EU, (EU) 2015/2366 und (EU) 2016/2341 hinsichtlich der digitalen opera-

tionalen Resilienz im Finanzsektor (ABl. L 333 vom 27.12.2022, S. 153). 
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III. 

Inkrafttreten 

1) Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem EWR-DORA-Durchführungsgesetz 

vom … in Kraft.  

2) Kapitel II (Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften) tritt gleichzeitig mit 

dem Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses betreffend die Übernahme 

der Richtlinie (EU) 2022/2556 in das EWR-Abkommen in Kraft.  
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12. GESETZ ÜBER DIE ABÄNDERUNG DES HANDELSPLATZ- UND BÖRSEGESET-

ZES 

Gesetz 
vom … 

über die Abänderung des Handelsplatz- und Börsegesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom … über den Betrieb und die Beaufsichtigung von 

Handelsplätzen und Börsen (Handelsplatz- und Börsegesetz; HPBG), LGBl. 2025 Nr. 

…, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 4 Abs. 1 Einleitungssatz sowie Bst. d und e 

1) Eine Wertpapierfirma oder eine Bank, die algorithmischen Handel be-

treibt, hat über wirksame Systeme und Risikokontrollen zu verfügen, die für das 

von ihr betriebene Geschäft geeignet sind, um sicherzustellen, dass ihre Handels-

systeme entsprechend den Anforderungen nach Kapitel II der Verordnung (EU) 
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2022/255417 belastbar sind und über ausreichende Kapazitäten verfügen. Insbe-

sondere ist sicherzustellen, dass:  

d) die Wertpapierfirma oder die Bank über wirksame Notfallvorkehrungen, ein-

schliesslich nach Art. 11 der Verordnung (EU) 2022/2554 aufgestellte IKT-

Geschäftsfortführungsleitlinien und -pläne sowie IKT-Reaktions- und Wie-

derherstellungspläne, verfügt, um mit jeglichen Störungen in ihrem Handels-

systemen umzugehen; und 

e) die Systeme vollständig geprüft sind und ordnungsgemäss überwacht wer-

den, damit die in diesem Absatz und in den Kapiteln II und IV der Verordnung 

(EU) 2022/2554 festgelegten Anforderungen erfüllt werden.  

Art. 22 Abs. 1 Bst. b und c  

1) Das Börseunternehmen hat: 

b) über angemessene Vorkehrungen und Systeme zur Ermittlung aller für sei-

nen Betrieb wesentlichen Risiken zu verfügen und wirksame Massnahmen 

zur Begrenzung dieser Risiken zu treffen, um angemessen für die Steuerung 

seiner Risiken, einschliesslich der IKT-Risiken nach Kapitel II der Verordnung 

(EU) 2022/2554, ausgestattet zu sein (Risikomanagement);  

c) Aufgehoben 

                                                      
17 Verordnung (EU) 2022/2554 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 über die 

digitale operationale Resilienz im Finanzsektor und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009, 
(EU) Nr. 648/2012, (EU) Nr. 600/2014, (EU) Nr. 909/2014 und (EU) 2016/1011 (ABl. L 333 vom 27.12.2022, 
S. 1) 
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Art. 23 Abs. 1  

1) Das Börseunternehmen hat über wirksame Systeme, Verfahren und Mas-

snahmen nach den in Kapitel II der Verordnung (EU) 2022/2554 festgelegten An-

forderungen zu verfügen, um sicherzustellen, dass seine Handelssysteme belast-

bar sind und über ausreichende Kapazitäten für Spitzenvolumina an Aufträgen und 

Mitteilungen verfügen, sodass auch unter extremen Stressbedingungen auf den 

Märkten ein ordnungsgemässer Handel gewährleistet ist. Die Handelssysteme des 

Börseunternehmens müssen vollständig geprüft sein und wirksamen Notfallvor-

kehrungen, einschliesslich nach Art. 11 der Verordnung (EU) 2022/2554 aufgestell-

ter IKT-Geschäftsfortführungsleitlinien und -pläne sowie IKT-Reaktions- und Wie-

derherstellungspläne, unterliegen, um im Fall von Störungen in den Handelssyste-

men die Kontinuität des Geschäftsbetriebs zu gewährleisten.  

Art. 24 Abs. 1 Einleitungssatz 

1) Das Börseunternehmen hat unbeschadet Art. 4 Abs. 7 über wirksame Sys-

teme, Verfahren und Massnahmen zu verfügen, einschliesslich der Anforderung, 

dass die Börsemitglieder und Börseteilnehmer nach den in den Kapiteln II und IV 

der Verordnung (EU) 2022/2554 festgelegten Anforderungen angemessene Tests 

von Algorithmen durchführen können, und ein Umfeld zu schaffen, um solche 

Tests zu vereinfachen. Das Börseunternehmen hat sicherzustellen, dass algorith-

mische Handelssysteme keine marktstörenden Handelsbedingungen auf dem 

Markt schaffen oder zu solchen beitragen, und etwaige marktstörende Handels-

bedingungen, die sich aus algorithmischen Handelssystemen ergeben, zu kontrol-

lieren. Diese Systeme müssen insbesondere folgende Aufgaben erfüllen: 
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II. 

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2556 des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Änderung der 

Richtlinien 2009/65/EG, 2009/138/EG, 2011/61/EU, 2013/36/EU, 2014/59/EU, 

2014/65/EU, (EU) 2015/2366 und (EU) 2016/2341 hinsichtlich der digitalen opera-

tionalen Resilienz im Finanzsektor (ABl. L 333 vom 27.12.2022, S. 153).   

III. 

Inkrafttreten 

1) Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem EWR-DORA-Durchführungsgesetz 

vom … in Kraft.  

2) Kapitel II (Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften) tritt gleichzeitig mit 

dem Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses betreffend die Übernahme 

der Richtlinie (EU) 2022/2556 in das EWR-Abkommen in Kraft.  
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13. GESETZ ÜBER DIE ABÄNDERUNG DES SANIERUNGS- UND ABWICKLUNGS-

GESETZES 

Gesetz 
vom … 

über die Abänderung des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 4. November 2016 über die Sanierung und Abwicklung von 

Banken und Wertpapierfirmen (Sanierungs- und Abwicklungsgesetz; SAG), LGBl. 

2016 Nr. 493, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 13 Abs. 1 Bst. c und r  

1) Unbeschadet des Art. 5 sind in dem Abwicklungsplan Optionen für die 

Anwendung der in den Bestimmungen über die Abwicklung (Art. 37 bis 105) 

vorgesehenen Abwicklungsinstrumente und -befugnisse auf das jeweilige Institut 

darzulegen. Der Plan, dem gegebenenfalls Stellungnahmen des Instituts hierzu 

anzuschliessen sind, umfasst - soweit möglich und angezeigt mit quantifizierten 

Angaben: 
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c) Ausführungen dazu, wie kritische Funktionen und Kerngeschäftsbereiche im 

erforderlichen Umfang rechtlich und wirtschaftlich von anderen Funktionen 

getrennt werden könnten, um ihre Fortführung und die digitale operationale 

Resilienz nach einem Ausfall des Instituts sicherzustellen; 

r) eine Beschreibung der wesentlichen Prozesse und Systeme zur Fortführung 

des Geschäftsbetriebs des Instituts, einschliesslich der Netzwerk- und Infor-

mationssysteme nach der Verordnung (EU) 2022/255418; 

Anhang 1 Ziff. 16 

Der Sanierungsplan enthält: 

16. eine Aufstellung der Regelungen und Massnahmen, die zur Fortführung des 

Geschäftsbetriebs des Instituts, einschliesslich der gemäss der Verordnung 

(EU) 2022/2554 eingerichteten und verwalteten Netzwerk- und Informati-

onssysteme, erforderlich sind; 

Anhang 2 Ziff. 14 und 14a 

Für die Erstellung und Fortschreibung von Abwicklungsplänen kann die Abwick-

lungsbehörde bei den Instituten zumindest Folgendes anfordern: 

14. Angaben zu den Eigentümern der in Ziff. 13 genannten Systeme, zu entspre-

chenden Dienstgütevereinbarungen und zu Software, Systemen oder Lizen-

zen, einschliesslich Zuordnung zu den jeweiligen juristischen Personen, kri-

tischen Operationen und Kerngeschäftsbereichen des Instituts, sowie 

                                                      
18 Verordnung (EU) 2022/2554 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 über die 

digitale operationale Resilienz im Finanzsektor und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009, 
(EU) Nr. 648/2012, (EU) Nr. 600/2014, (EU) Nr. 909/2014 und (EU) 2016/1011 (ABl. L 333 vom 27.12.2022, 
S. 1) 
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Angaben zu kritischen IKT-Drittdienstleistern nach Art. 3 Ziff. 23 der Verord-

nung (EU) 2022/2554; 

14a. Ergebnisse der von Instituten im Einklang mit der Verordnung 

(EU) 2022/2554 durchgeführten Tests der digitalen operationalen Resilienz; 

Anhang 3 Ziff. 4 und 4a  

Bei der Bewertung der Abwicklungsfähigkeit eines Instituts oder einer Gruppe be-

rücksichtigt die Abwicklungsbehörde die nachstehend genannten Sachverhalte. 

Im Zusammenhang mit der Bewertung der Abwicklungsfähigkeit einer Gruppe 

wird bei der Bezugnahme auf ein Institut davon ausgegangen, dass diese sich auf 

jedes Institut oder jede Einheit im Sinne des Art. 2 Abs. 1 Bst. c oder d innerhalb 

der Gruppe bezieht: 

4. inwieweit die vom Institut geschlossenen Dienstleistungsvereinbarungen, 

einschliesslich vertraglichen Vereinbarungen über die Nutzung von IKT-

Dienstleistungen, solide und im Fall einer Abwicklung des Instituts in vollem 

Umfang durchsetzbar sind; 

4a. die digitale operationale Resilienz derjenigen Netzwerk- und Informations-

systeme, die die kritischen Funktionen und Kerngeschäftsbereiche des Insti-

tuts unterstützen, wobei Berichte über schwerwiegende IKT-bezogene Vor-

fälle und die Ergebnisse der entsprechend der Verordnung 2022/2554 

durchgeführten Tests der digitalen operationalen Resilienz zu berücksichti-

gen sind; 
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II. 

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2556 des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Änderung der 

Richtlinien 2009/65/EG, 2009/138/EG, 2011/61/EU, 2013/36/EU, 2014/59/EU, 

2014/65/EU, (EU) 2015/2366 und (EU) 2016/2341 hinsichtlich der digitalen opera-

tionalen Resilienz im Finanzsektor (ABl. L 333 vom 27.12.2022, S. 153). 

III. 

Inkrafttreten 

1) Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem EWR-DORA-Durchführungsgesetz 

vom … in Kraft.  

2) Kapitel II (Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften) tritt gleichzeitig mit 

dem Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses betreffend die Übernahme 

der Richtlinie (EU) 2022/2556 in das EWR-Abkommen in Kraft. 
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